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Editorial

<

wir durchleben gerade Zeiten, 
in denen wir von einer Krise in 
die nächste schlittern. Die „Er-
holungszeiten“ zwischen den 
Krisen werden immer kürzer, 
die Krisen überlappen einan-
der immer öfter. Unsicherheit 
ist das bestimmende Gefühl, 
und zwar in der gesamten Be-
völkerung. Nicht nur im pro-
duzierenden Gewerbe oder im 
Handel, auch in der Landesre-
gierung, was beispielsweise 
bei der Erstellung des Haus-
halts deutlich wird, und natür-
lich auch bei den Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst.

Die Preissteigerungsrate hat 
die Zehn-Prozent-Grenze ge-
knackt. Was vor Jahresfrist 
niemand für möglich gehalten 
hätte, ist eingetreten. 
Deutschland hat die höchste 
Inflationsrate seit nunmehr  
70 Jahren. Man muss schon 
bis zu Beginn der 50er-Jahre 
zurückschauen, um zweistelli-
ge Preissteigerungsraten zu 
finden. Ein Ende der Preisstei-
gerungen ist leider noch nicht 
absehbar. Alles wird spürbar 
teurer. Am meisten bewusst 
wird dies beim Einkauf von Le-
bensmitteln, die innerhalb 
von nur einem Jahr um fast  
19 Prozent teurer geworden 
sind, aber natürlich auch bei 
den Abschlagsrechnungen für 
Gas, Strom oder Sprit für den 
Pkw. Für dieselbe Menge Ener-
gie müssen wir heute etwa  
44 Prozent mehr bezahlen als 
noch vor zwölf Monaten. 
Wenn aber das Geld, welches 
wir durch unsere Arbeit ver-
dienen, immer weniger wert 
ist, verlieren wir an Wohl-
stand. Diese Erkenntnis ist 
schmerzhaft und die Regie-
rungen versuchen gegenzu-
steuern, mit immer größeren 
Entlastungspaketen. Nieman-
den scheint es mehr zu inter-
essieren, wo dieses ganze Geld 
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Editorial

herkommen soll beziehungsweise wie 
man diese Schulden, und um nichts an-
deres handelt es sich hier, je wieder zu-
rückzahlen kann.

Nachdem der Bund ankündigte, un-
glaubliche 100 Milliarden Euro in die Er-
tüchtigung der Bundeswehr zu investie-
ren, überrascht er jetzt ein weiteres Mal 
mit der Ankündigung, 200 Milliarden 
Euro als Hilfspaket bereitzustellen, um 
die Bundesbürger mit einer Gaspreis-
bremse zu entlasten. Insgesamt spre-
chen wir bei nur zwei Projekten von ins-
gesamt 300 Milliarden Euro. Das ist eine 
so unfassbar große Zahl, dass sie kaum 
mehr vorstellbar ist. Anders ausge-
drückt handelt es sich um 300 000 Mal 
eine Million Euro. Damit könnte man 
beispielsweise jeden Einwohner von 
Karlsruhe zum Millionär machen. Noch 
nie wurde in einem Bundeshaushalt mit 
so hohen Zahlen operiert … 
Die Coronaschulden, die zwischen 2020 
und 2022 aufgrund der Pandemie auf-
genommen wurden, sollten eigentlich 
ab 2023 innerhalb von 20 Jahren zu-
rückgezahlt werden. Über die Rückzah-
lung der 300 Milliarden Euro hört man 
bislang wenig bis nichts. Dieses Prob-
lem scheint zweitrangig zu sein. Der 
Entwurf für den Doppelhaushalt 
2023/2024 des Landes Baden-Württem-
berg wurde zwischenzeitlich durch den 
Ministerrat beschlossen. Der BBW rech-
net fest damit, dass das lange verspro-
chene Lebensarbeitszeitkonto endlich 
eingeführt wird. Noch liegt allerdings 
kein Gesetzesentwurf des Innenminis-
teriums vor. Dieser muss bald kommen, 
soll nicht eine weitere Legislatur ver-
streichen, ohne dass diese längst über-
fällige Maßnahme endlich eingeführt 
wird. Schließlich muss jetzt alles unter-
nommen werden, um die Arbeitsplätze 
im öffentlichen Dienst attraktiver zu 
machen. Wenn die Bevölkerung das 
Vertrauen in den Staat und seine Ver-
waltung noch weiter verliert, können 
Krisen schnell zu Katastrophen ausar-
ten. 

Große Herausforderungen liegen vor 
uns. Jetzt gilt es, alles daranzusetzen, 
um Nachwuchs für den öffentlichen 

Dienst zu gewinnen. Zudem geht es da-
rum, hervorragend ausgebildete Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst zu 
halten. Dazu braucht es eine moderne 
Arbeitsplatzgestaltung, die ein ange-
messenes Gehalt ebenso beinhaltet  
wie angemessene und flexible Arbeits-
zeiten. 

Die Zeiten sind lange vorbei, zu denen 
man sein gesamtes Berufsleben fast 
selbstverständlich bei einem Arbeitge-
ber/Dienstherrn verbrachte. Immer 
mehr Beschäftigte tragen sich mit dem 
Gedanken, den Arbeitsplatz zu wech-
seln. Der Arbeitsmarkt gibt es her. Qua-
lifizierte Fachkräfte werden überall  
gesucht und mit Topkonditionen um-
worben. Vernünftige Bezahlung für sehr 
gute Arbeit muss auch im öffentlichen 
Dienst selbstverständlich werden. Im 
Jahr 2023 stehen die Tarifverhandlun-
gen für den öffentlichen Dienst an, so-
wohl im TVöD als auch im TV-L. Wenn 
hier die Arbeitgeber, wie bereits beim 
letzten Tarifabschluss TV-L, keine Wert-
schätzung erkennen lassen, wird die 
Verwaltung weiter an Attraktivität ein-
büßen, sie wird aufgrund immer größer 
werdender Personalprobleme ihre Auf-
gaben immer weniger erfüllen können 
und die Bevölkerung wird ihr Vertrauen 
in den Staat verlieren. Lassen wir es 
nicht so weit kommen. Es muss gegen-
gesteuert werden. Jetzt!
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Dem öffentlichen Dienst fehlen die Arbeitskräfte

Sorge um den Nachwuchs: Dauerbrenner 
Personalmangel und kein Ende in Sicht
Engpässe bei der Polizei, in der Steuerverwaltung, bei der Justiz und inzwi-
schen zunehmend in allen Bereichen des öffentlichen Dienstes. Es fehlt der 
Nachwuchs. Der BBW warnt seit Langem vor dem sich zuspitzenden Perso-
nalmangel. Er fordert Arbeitsplatzangebote, bei denen neben dem Gehalt 
auch die Arbeitszeit samt Arbeitszeitgestaltung für potenzielle Bewerber 
attraktiv ist.

„Die Zeit drängt“, sagt BBW-
Chef Kai Rosenberger. Der dbb 
geht von einer eklatanten Per-
sonallücke im öffentlichen 
Dienst aus. Bundesweit fehlen 
demnach rund 360 000 Be-
schäftigte. Im Land dürfte die 
Zahl zwischen 30 000 und 
40 000 Beschäftigten liegen, 
sagt Rosenberger. Inzwischen 
warnt auch der Gemeindetag 
Baden-Württemberg vor den 
Folgen des sich zuspitzenden 
Personalmangels in den Kom-
munen des Landes.  

 < Die neuen Stellen –  
ein Tropfen auf den  
heißen Stein      

Einen besonders hohen Perso-
nalmangel verzeichnen in Ba-

den-Württemberg die Polizei, 
die Steuerverwaltung und die 
Justiz. In diesen Bereichen des 
öffentlichen Dienstes sei das 
Land, gemessen an der Perso-
nalausstattung pro 1 000 Ein-
wohner, bundesweit Schluss-
licht, sagt der BBW-Vorsitzen-
de. Deshalb seien die Beschäf-
tigten in diesen Ressorts schon 
seit Jahren einer ständigen 
Überbelastung ausgesetzt, die 
sich zunehmend noch verstär-
ke, weil die wenigen vorhande-
nen Stellen noch nicht einmal 
besetzt werden können. Vor 
diesem Hintergrund verweist 
er auf die kürzlich von Grün-
Schwarz vereinbarten neuen 
1 700 Stellen und merkt lapidar 
an: „Das ist ein erster Schritt in 
die richtige Richtung, aber im 

Hinblick auf die Gesamtlage 
ein Tropfen auf den heißen 
Stein.“ 

 < Pensionswelle wird die 
Lange noch verschlechtern

Rosenberger geht davon aus, 
dass sich die Lage noch ver-
schlimmern werde, wenn in 
den nächsten 20 Jahren rund 
die Hälfte der öffentlich Be-
schäftigten im Land in den Ru-
hestand geht. Mit dieser Sorge 
ist Rosenberger längst nicht 
mehr allein. Auch der Gemein-
detag schlägt Alarm. Personal-
dezernentin Heidi Schmid  
sagte am 26. September ge-
genüber der Presse: „Wir benö-
tigen angesichts des demogra-
fischen Wandels und der stetig 

anwachsenden Zahl an Aufga-
ben dringend weitere Nach-
wuchskräfte.“ Die Verantwort-
lichen in den Kommunen täten 
ihr Bestes, um Fachkräfte zu 
binden und zu gewinnen, etwa 
mit Angeboten zur Weiterbil-
dung oder Digitalisierung. Das 
reiche aber nicht.

 < Langfristige Personal
planung ist dringend  
geboten

Um dem Personalmangel im 
öffentlichen Dienst von Bund, 
Ländern und Kommunen wir-
kungsvoll zu begegnen, hält 
BBW-Chef Rosenberger eine 
langfristige Personalplanung, 
die den demografischen Wan-
del berücksichtigt, und wir-
kungsvolle Maßnahmen zur 
Attraktivitätssteigerung des 
öffentlichen Dienstes für drin-
gend geboten. Er fordert die 
Landesregierung deshalb ein-
dringlich zum Handeln auf. 
Der Arbeitskräftemangel hat 
sich in den zurückliegenden 
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Jahren kontinuierlich zuge-
spitzt. Wer kein attraktives Be-
schäftigungsverhältnis anzu-
bieten hat, bleibt beim Wer-
ben um die wenigen vorhan-
denen Arbeitskräfte auf der 
Strecke. Es sei deshalb höchste 
Zeit, mahnt der BBW-Vorsit-
zende, dass die öffentlichen 
Arbeitgeber und das Land als 
Dienstherr handelten. Mah-
nend erinnert Rosenberger 
auch daran, dass der BBW seit 
vielen Jahren auf die verfas-
sungswidrigen Gehälter der 
Beamtinnen und Beamten in 
den unteren Besoldungsgrup-
pen hingewiesen habe, dass 
die Besoldung der Beamten-
schaft in Baden-Württemberg 
verfassungswidrig zu niedrig 
ausfällt. Untermauert wird 
dies durch das Gutachten der 
Finanzwissenschaftlerin Prof. 
Dr. Gisela Färber, das der BBW 
bei ihr im Jahre 2016 in Auf-
trag gegeben hatte. Dieses 
Gutachten stützt sich auf ein 
Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts (BVerfG) vom Mai 
2015. Die Landesregierung 
habe seinerzeit weder auf das 
BVerfG-Urteil 2015 noch auf 
das Färber-Gutachten reagiert, 
sagt Rosenberger rückbli-
ckend. Erst als am 4. Mai 2020 
zwei weitere Urteile des 
BVerfG zur amtsangemesse-
nen Alimentation ergangen 
sind, sei es zu einem Umden-
ken gekommen. In der Folge 
habe die Landesregierung die 
Erarbeitung des 4-Säulen-Mo-
dells auf den Weg gebracht.

 < Das 4SäulenModell –  
ein erster Schritt in die 
richtige Richtung

Mit dem 4-Säulen-Modell soll 
die Besoldung für die Beamten-
schaft in A 6 bis A 10 angepasst 
und die Kinderzuschläge in al-
len Besoldungsgruppen erhöht 
werden. Auf diesem Wege will 
die Landesregierung den Vor-
gaben des Bundesverfassungs-
gerichts für eine verfassungs-
konforme Besoldung nachkom-
men. Wenn zum 1. Dezember 
2022 das 4-Säulen-Modell und 
einen Monat später auch die 
Beihilfeänderungen in Kraft 
getreten sind, hat es mehr als 
sieben Jahre gedauert bis der 
Gesetzgeber der Forderung des 
BBW nach einer verfassungs-
konformen Besoldung entspro-
chen hat. Besorgt denkt der 
BBW-Vorsitzende an die Fol-
gen, sollte sich das Land noch 
einmal genauso lange Zeit las-
sen, um dem Personalmangel 
in den Behörden des Landes 
mit wirkungsvollen Maßnah-
men zu begegnen. 

 < Die Situation duldet  
keinen Aufschub mehr

„Die Situation duldet keinen 
Aufschub mehr“, warnt Rosen-
berger. Das Personal sei am Li-
mit. Jahrelange Überbelastung 
aufgrund unterbesetzter 
Dienststellen fordere ihren Tri-
but. Die Folge seien beispiels-
weise Verzögerungen bei der 
Bearbeitung von Genehmi-

gungsverfahren oder Steueran-
gelegenheiten und lange War-
tezeiten für Bürgerinnen und 
Bürger bei Behördengängen. 
Das schade nicht nur dem 
Image des öffentlichen Diens-
tes, sondern in letzter Konse-
quenz auch dem Wirtschafts-
standort Deutschland. 

„Das 4-Säulen-Modell ist ein 
erster Schritt in die richtige 
Richtung“, räumt der BBW-Vor-
sitzende ein. Um aber im Wett-
bewerb um künftige Steuer- 
und Rechtsspezialisten, um 
Lehrkräfte, Ärzte, Ingenieure, 
IT-Fachkräfte und um andere 
technische Fachkräfte mit der 
Privatwirtschaft erfolgreich 
bestehen zu können, müsse 
nachgelegt werden. Solange 
die Besoldung im gehobenen 
Dienst ab A 11 und im höheren 
Dienst nicht entsprechend an-
gepasst werde, habe der öf-
fentliche Dienst immer wieder 
das Nachsehen und viele Stel-
len blieben unbesetzt.

BBW-Chef Rosenberger macht 
für den Nachwuchsmangel 
auch den Ruf des öffentlichen 
Dienstes verantwortlich. Das 
meint auch Joachim Beck, der 
Rektor der Verwaltungshoch-
schule in Kehl. Langweilige Ar-
beit in verstaubten Amtsstu-
ben, das würden viele junge 
Leute zu Unrecht mit dem öf-
fentlichen Dienst verbinden, 
sagt er. Zum Imageproblem 
gehört nach Meinung des 
BBW-Vorsitzenden auch das 

Thema Gewalt und Beleidigun-
gen gegenüber den Beschäf-
tigten. Wegen Personaleng-
pässen in der Justiz verliefen 
Anzeigen meist im Sande.  
Rosenberger ist überzeugt: 
„Wenn wir nicht genug Perso-
nal haben, um auch kleine 
Straftaten zu verfolgen, und 
deshalb das Verfahren wegen 
Geringfügigkeit eingestellt 
wird, schreckt das potenzielle 
Interessenten ab.“ 

 < Die 41StundenWoche 
schreckt potenzielle  
Bewerber

Mit familienfreundlichen Ar-
beitsbedingungen wirbt der öf-
fentliche Dienst schon seit Jah-
ren für sich als Arbeitgeber und 
Dienstherr. In der Tat hat sich 
in dieser Richtung in den ver-
gangenen Jahren auch einiges 
getan bis hin zum Homeoffice. 
Doch im Wettbewerb mit der 
Privatwirtschaft um Nach-
wuchskräfte habe die nach wie 
vor in vielen Bereichen bei der 
Bezahlung die besseren Karten. 
Das gelte auch für die Arbeits-
zeit, ist sich Rosenberger sicher. 
Schließlich gelte hierzulande 
für Beamtinnen und Beamte 
die 41-Stunden-Woche. Solan-
ge die Landesregierung daran 
unverrückbar festhalte, werde 
sie in einer Zeit, wo für poten-
zielle Bewerber neben dem Ge-
halt die Work-Life-Balance die 
entscheidende Rolle spielt, bei 
der Personalsuche den Kürze-
ren ziehen. 

Personalmangel wirkungsvoll begegnen

Unterstützung kommt aus der CDU
Unterstützung für die BBW-
Forderung, dem Personalman-
gel im öffentlichen Dienst mit 
gezielten Maßnahmen wir-
kungsvoll zu begegnen, kommt 
aus der CDU-Landtagsfraktion. 
Der Abgeordnete Tobias Wald, 
Vorsitzender des Arbeitskreises 
Finanzen und Sprecher für 
Wohnungsbau, erklärte Ende 
September: „Eine schlagkräfti-
ge und moderne Verwaltung 

mit qualifizierten und moti-
vierten Beschäftigten ist der 
Garant für die Zukunft unseres 
Landes. Der demografische 
Wandel stellt den öffentlichen 
Dienst jedoch vor gewaltige 
Herausforderungen. Die Krisen 
der letzten Jahre haben diese 
in ihrer Komplexität weiter 
verstärkt. Wir müssen die jun-
gen Menschen wieder mehr für 
die Tätigkeit bei der öffentli-

chen Hand begeistern. Die Stei-
gerung der Attraktivität mit 
verbesserten Rahmenbedin-
gungen wie beispielsweise ei-
nem Lebensarbeitszeitkonto, 
eine zeitgemäße Infrastruktur 
durch Modernisierung und Di-
gitalisierung der Verwaltung 
sind der Schlüssel zum Erfolg. 
Wir müssen die Anstrengun-
gen für das Gewinnen von Per-
sonal für die Landesverwaltung 

deutlich verstärken. Hierfür 
brauchen wir zeitnah ein Karri-
ere-Dachportal, auf dem die 
beruflichen Möglichkeiten des 
Landes dargestellt werden, so-
wie eine einheitliche Arbeitge-
berkampagne. So können sich 
Interessentinnen und Interes-
senten schnell einen Überblick 
über das breite berufliche An-
gebot verschaffen.“ 
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Landesregierung lenkt nach anfänglichem Zögern ein

Die Entscheidung ist gefallen: Pensionäre 
im Land erhalten Energiepreispauschale
Die Entscheidung ist gefallen: Auch die pensionierten Beamtinnen und 
Beamten in Baden-Württemberg erhalten im Dezember 2022 eine Energie-
preispauschale in Höhe von 300 Euro. Darauf haben sich die Spitzen von 
Grünen und CDU am 21. September 2022 verständigt. Die Entscheidung 
sei gut und richtig, kommentierte BBW-Chef Kai Rosenberger tags drauf 
den Beschluss, der im Rahmen der Haushaltsberatungen gefallen war. 

Mit ihrem Ja zur Energiepreis-
pauschale für die Pensionäre 
im Land sei die Landesregie-
rung nach anfänglichem Zö-
gern schließlich doch noch der 
berechtigten Forderung des 
BBW gefolgt, gab sich Rosen-
berger zufrieden. 

Im Gegensatz zu Baden-Würt-
temberg hat der Bund nicht ge-
zögert, die im 3. Entlastungs-
paket der Bundesregierung 
enthaltene Energiepreispau-
schale für Rentnerinnen und 
Rentner für die Pensionäre in 

seinem Zuständigkeitsbereich 
zu übernehmen. Im Gegenteil, 
diese Entscheidung wurde zeit-
gleich mit der Nachricht be-
kannt, dass sich die Spitzen der 
Berliner Ampel auf das 3. Ent-
lastungspaket der Bundesre-
gierung verständigt haben. 
Mehrere Bundesländer sind 
dem Vorbild des Bundes un-
mittelbar gefolgt und haben 
erklärt, dass auch sie die Ener-
giepreispauschale für ihre Pen-
sionäre übernehmen werden. 
In Baden-Württemberg hinge-
gen mussten die pensionierten 

Beamtinnen und Beamten über 
14 Tage warten, bis auch für sie 
die Energiepreispauschale be-
schlossene Sache war.

Im Vorfeld dieser Entscheidung 
war der BBW aktiv geworden, 
und zwar bereits unmittelbar 
nachdem die Entscheidung 
zum 3. Entlastungspaket der 
Bundesregierung gefallen war. 
Bereits am 6. September 2022 
forderte er die Landesregie-
rung auf, auch für die Versor-
gungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger im 

Land eine Energiepreispau-
schale von 300 Euro sicherzu-
stellen. Zeitgleich wandten 
sich der BBW-Vorsitzender Kai 
Rosenberger, der Vorsitzende 
der BBW-Seniorenvertretung, 
Waldemar Futter, und der Vor-
sitzende des Seniorenverbands 
ö. D. BW, Joachim Lautensack 
in gemeinsamen Briefen mit 
der entsprechenden Forderung 
an Finanzminister Danyal Bay-
az und Innenminister Thomas 
Strobl. 

Handeln war schließlich ange-
sagt. Denn die Ausgleichszah-
lung für gestiegene Energie- 
und Lebenshaltungskosten, die 
im Entlastungspaket der Bun-
desregierung für Rentnerinnen 
und Rentner ausgewiesen ist, 
gilt nicht automatisch auch für 
die Pensionäre. Für diesen Per-
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1 700 Stellen für den operativen Bereich des öffentlichen Dienstes geplant

Lob für die grün-schwarze Koalition
Der BBW – Beamtenbund Tarif-
union begrüßt die Schaffung 
von 1 700 neuen Stellen im 
operativen Bereich des öffentli-
chen Dienstes, auf die sich die 
Spitzen der grün-schwarzen 
Koalition im Rahmen der Bera-
tungen zum Doppelhaushalt 
2023/2024 verständigt haben. 
Damit reagiere Grün-Schwarz 
auf den stetigen Zuwachs an 
Aufgaben in den zurückliegen-
den Jahren, lobte BBW-Chef 
Kai Rosenberger.

Für den BBW steht außer Frage, 
dass die neuen Stellen im ope-
rativen Bereich dringend ge-
braucht werden. Die 500 neuen 
Lehrerstellen seien ein Schritt 
in die richtige Richtung, um die 
Beschulung der ukrainischen 

Flüchtlingskinder sicherzustel-
len. 

Dringend notwendig seien 
auch die mehr als 400 Stellen 
für die Justizverwaltung und 
die 300 Stellen für die Polizei, 
die für den Doppelhaushalt 
2023/2024 eingeplant sind. In 
diesen Bereichen bestehe seit 
Langem großer Nachholbedarf, 
unterstrich BBW-Vorsitzender 
Rosenberger. Hier handelte es 
sich um zwei Bereiche, in de-
nen Baden-Württemberg im 
Vergleich der 16 Bundesländer 
die wenigsten Beschäftigten 
pro 1 000 Einwohner aufweist. 
Mit den Neustellen werde end-
lich die ständige Überlastung 
dieser Beschäftigten abgemil-
dert.

Nach einer aktuellen Umfrage 
des Deutschen Beamtenbunds 
verlieren die Bürgerinnen und 
Bürger zunehmend das Ver-
trauen in die öffentliche Ver-
waltung. Demnach hat sich der 
Eindruck verfestigt, dass der 
Staat seinen Aufgaben nicht 
mehr ausreichend nachkommt. 
Nach Überzeugung von BBW-
Chef Rosenberger kommt Ba-
den-Württemberg mit der 

Schaffung der 1 700 neuen 
Stellen dem Wunsch der Bürge-
rinnen und Bürger nach einem 
starken Staat ein kleines Stück 
näher.  

sonenkreis sind die jeweiligen 
Gesetzgeber zuständig. We-
sentlicher Inhalt der Schreiben 

wie auch der Presseinformation 
war der Appell, sich bei der 
Energiepreispauschale für Pen-
sionäre an der entsprechenden 
Entscheidung des Bundes zu 
orientieren. Der BBW erwartet, 
dass auch die baden-württem-
bergische Landesregierung ent-
sprechend handeln wird. „Alles 
andere wäre den Versorgungs-
empfängerinnen und Versor-
gungsempfängern im Land 
nicht zu vermitteln“, warnte 
BBW-Chef Kai Rosenberger. Zu-
gleich verwies er darauf, dass 
der Ärger innerhalb dieses Per-
sonenkreises nämlich nach wie 
vor riesengroß sei, weil man 
den Pensionären bei der Über-
tragung des Tarifergebnisses 
TV-L 2021 die Coronasonder-
zahlung verweigert und damit 
eine Nullrunde zugemutet 
habe. Infolge der fortschreiten-
den Inflation und den dadurch 
drastisch gestiegenen Lebens-
haltungskosten treffe dies Pen-
sionäre mit bescheidenem Ein-
kommen besonders hart.

Keinen Hehl machte Rosenber-
ger in diesen Tagen auch da-
raus, dass der BBW für die zö-

gerliche Haltung des Minister-
präsidenten und seines Finanz-
ministers keinerlei Verständnis 
habe. Schließlich seien die Ver-
sorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger ebenso 
wie alle anderen von den ga-
loppierenden Energiepreisen 
und der Inflation betroffen. 
Deshalb dürfe man sie auch 
nicht von Entlastungsmaßnah-
men ausgrenzen, betonte er 
immer wieder. 

Unterstützung für den BBW 
kam in diesen Tagen aus Krei-
sen der CDU. Angesichts der 
gestiegenen Energiepreise 
müsse das Land nach Ansicht 
der CDU-Fraktion auch den 
pensionierten Beamtinnen und 
Beamten im Südwesten unter 
die Arme greifen, sagte der 
CDU-Finanzexperte Tobias 
Wald am 15. September 2022 
der Deutschen Presse-Agentur 
und fügte auch noch hinzu: 
„Das müssen wir jetzt auf den 
Weg bringen, damit bis zum 
Ende des Jahres auch die Ver-
sorgungsempfänger in diesen 
außergewöhnlichen Zeiten 
nicht vergessen werden. 

Dass die Landesregierung 
sechs Tage später eingelenkt 
hat und nun auch die mehr als 
142 000 pensionierten Beam-
tinnen und Beamten in Baden-
Württemberg eine Energie-
preispauschale in Höhe von 
300 Euro erhalten sollen, be-
grüßt der BBW ausdrücklich. 
Mit dieser Entscheidung wer-
de sichergestellt, dass dieser 
Personenkreis nicht erneut 
von allgemeinen Entlastungs-
maßnahmen ausgeklammert 
werde. CDU-Fraktionschef 
Manuel Hagel hatte nach der 
Entscheidung für die Energie-
preispauschale erklärt, die 
Maßnahme habe auch etwas 
mit Gleichbehandlung zu tun. 

Die Energiepreispauschale für 
die Pensionäre im Land wurde 
am 21. September 2022 in der 
Haushaltskommission be-
schlossen. Die Kosten dafür be-
laufen sich auf 45 Millionen 
Euro und sollen laut Finanzmi-
nisterium aus dem laufenden 
Haushalt 2022 finanziert wer-
den. Die steuerpflichtige Ener-
giepreispauschale soll im De-
zember ausgezahlt werden. 
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Gewerkschaftstag 2022 des BBW – Beamtenbund Tarifunion in  
Leinfelden-Echterdingen

Der Tagungsort: die Filderhalle 
Der Gewerkschaftstag des 
BBW – Beamtenbund Tarif-
union findet am Mittwoch,  
7. Dezember 2022 und  
Donnerstag, 8. Dezember 
2022 im Kongress- und Ta-
gungszentrum Filderhalle, 
Bahnhofstraße 61, in  
70771 Leinfelden-Echterdin-
gen statt. Beginn ist am  
7. Dezember 2022 um 14 Uhr.

Die BBW-Landesleitung lädt 
alle Delegierten des Gewerk-
schaftstags herzlich ein. 

Dem Gewerkschaftstag vor-
gelagert ist eine Sitzung des 
Landeshauptvorstands, die 
am 7. Dezember um 9.30 Uhr 

beginnt. Nach der Mittags-
pause startet um 14 Uhr der 
Gewerkschaftstag mit der Ar-
beitssitzung, die um 18.30 

Uhr unterbrochen wird. Für 20 
Uhr ist der Beginn der Abend-
veranstaltung eingeplant.  
Der zweite Tagungstag be-
ginnt um 10 Uhr mit der Öf-
fentlichkeitsveranstaltung, zu 
der neben dem stellvertreten-
den Ministerpräsidenten wei-
tere namhafte Vertreter aus 
Politik und Verwaltung erwar-
tet werden. Ab 14.30 Uhr soll 
dann die Arbeitssitzung fort-
gesetzt werden. Das Ende des 
Gewerkschaftstags ist für 18 
Uhr geplant.  

VBE-Studie schreckt auf

Viele Schulen in Baden-Württemberg  
arbeiten inzwischen im Notbetrieb
Lehrerverband schlägt Alarm: 
Viele Schulen arbeiten im Not-
betrieb – das war die Spitzen-
meldung auf Seite 1 der Stutt-
garter Zeitung vom 6. Oktober 
2022. Der Lehrermangel ist 
bundesweit ein Problem. Doch 
wo Baden-Württembergs Kul-
tusministerin sich darauf zu-
rückzieht, dass „die Schulen 
grundsätzlich arbeitsfähig“ sei-
en, handeln Bundesländer wie 
Nordrhein-Westfalen (NRW) 
und Bayern. Sie setzen auf fi-
nanzielle Anreize, um den Leh-
rerberuf attraktiver zu machen. 
In Anbetracht des massiven 
Lehrermangels hierzulande for-
dert der BBW die baden-würt-
tembergische Landesregierung 
auf, zur Lösung des Problems 
ebenfalls Geld in die Hand zu 
nehmen.

Die Zeit drängt. Das belegt 
eine Studie des VBE, auf der die 
Berichterstattung der Stuttgar-
ter Zeitung basiert. Demnach 

haben Schulen im Land wegen 
Lehrermangels teils immense 
Probleme, die planmäßigen 
Unterrichtsstunden abzude-
cken. Kultusministerin Theresa 
Schopper (Grüne) hat laut 
Stuttgarter Zeitung den Vor-
wurf des Notbetriebs zurück-
gewiesen. 

„Unterm Strich sind wir über 
alle Schularten hinweg an ei-
nem kritischen Punkt ange-
langt. Wenn bereits zum Schul-
jahresstart jede zehnte Grund-
schule, 20 Prozent der Sekun-
darschulen und 40 Prozent der 
Sonderpädagogischen Bildungs- 
und Beratungszentren (SBBZ) 
den Regelbetrieb nicht abde-
cken können, dann ist die Quali-
tät unseres Schulsystems be-
droht. Viele dieser Schulen sind 
längst im Notbetrieb angekom-
men!“ fasst VBE-Landesvorsit-
zender und BBW-Vize Gerhard 
Brand die Ergebnisse der neus-
ten VBE-Studie zusammen.

Weil Kultusministerin 
Schopper zu Beginn des Schul-
jahres 890 offene Lehrer-
stellen noch nicht besetzen  
konnte, wollte der VBE-Lan-
desvorsitzende klären, wie der 
Schulbetrieb in den ersten 
Wochen des neuen Schuljahrs 
abläuft. Vom 22. bis 27. Sep-
tember 2022 hat der VBE des-
halb eine Umfrage zur Unter-
richtsabdeckung in Baden-
Württemberg durchgeführt. 
Landesweit haben sich 884 
Schulen beteiligt, darunter 
554 Grundschulen, 229 Schu-
len der Sekundarstufe I und 
92 Sonderpädagogische Bil-
dungs- und Beratungszentren. 
Geantwortet haben jeweils 
die Schulleitungen. Brand 
räumt ein, dass die Umfrage 
nicht repräsentativ ist. Doch 
aufgrund der hohen Beteili-
gung und hohen Rücklaufquo-
te geht er davon aus, dass die 
Aussagen zur Unterrichtsver-
sorgung belastbar sind. 

 < Grundschule

Die Schulleitungen wurden zu-
nächst gefragt, ob ihre eigene 
Schule mit ausreichend Lehr-
kräften versorgt ist, um den 
Unterricht abdecken zu kön-
nen. Die Umfrage zeigt, dass 
rund jede fünfte Grundschule 
(19 Prozent) deutlich unterver-
sorgt ist. Diese Schulen haben 
bereits zum Schuljahresstart 
mit einem Versorgungsgrad 
von unter 90 Prozent zu kämp-
fen. „Ein mehr als besorgniser-
regender Wert! Versorgungs-
lücken, wie sie im Laufe des 
Schuljahres aufgrund von 
Krankheiten, Grippewellen, Co-
rona oder Schwangerschaften 
und Mutterschutz auftreten, 
sind hier noch gar nicht abge-
bildet“, erklärt Brand.

Infolge der Unterversorgung 
kann jede zehnte Grundschule 
(10 Prozent) keinen Regelbe-
trieb abdecken und nur einen 
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Notbetrieb fahren. Die anderen 
Grundschulen geben zwar an, 
den Regelbetrieb leisten zu 
können, berichten aber eben-
falls von drastischen Maßnah-
men: 37 Prozent dieser Schulen 
müssen Klassen zusammenle-
gen, 31 Prozent müssen Unter-
richt ausfallen lassen und wei-
tere 21 Prozent müssen Perso-
nen ohne Lehramtsausbildung 
in Vertretung unterrichten las-
sen. „Die ergriffenen Maßnah-
men verdeutlichen die ganze 
Dramatik der Situation. Und sie 
zeigen, dass viele Schulen hohe 
Opfer bringen müssen, um den 
Laden irgendwie am Laufen zu 
halten. Die Schulart Grund-
schule ist auf Kante genäht 
und die Nähte reißen an allen 
Stellen. Für das restliche Schul-
jahr lässt dies nichts Gutes er-
ahnen“, sagt Brand.

 < Sekundarstufe I (Sek I)

Das vielleicht überraschendste 
Ergebnis der Umfrage lautet, 
dass über ein Drittel der Sek-I-
Schulen (36 Prozent) deutlich 
unterversorgt ist (Versor-
gungsgrad unter 90 Prozent). 
„Damit ist klar, dass der Glaube 
an eine bessere Versorgung im 
Sekundarbereich ein Irrglaube 
ist. Der Engpass, den wir an der 
Grundschule beobachtet ha-
ben, setzt sich nahtlos fort“,  
erläutert Gerhard Brand.

Die Folge des dramatischen 
Personalmangels ist, dass jede 
fünfte Schule (20 Prozent) den 
Regelbetrieb nicht abdecken 
und somit nur einen Notbe-
trieb leisten kann. Die anderen 
Sekundarschulen geben zwar 

an, den Regelbetrieb leisten zu 
können, allerdings müssen sie 
drastische Maßnahmen ergrei-
fen: An über der Hälfte dieser 
Schulen (55 Prozent) fällt Un-
terricht aus, bei einem weite-
ren Drittel (32 Prozent) müssen 
Klassen zusammenlegt werden 
und bei einem Viertel (25 Pro-
zent) müssen Personen ohne 
Lehramtsausbildung in Vertre-
tung unterrichten. Außerdem 
kommt es zum Wegfall von 
Fördermaßnahmen, Poolstun-
den und Ganztagesangeboten. 
„Der Maßnahmenkatalog 
zeigt, dass es auch im Sekun-
darbereich zu harten Einschnit-
ten in den Schulalltag, be-
trächtlichen Einbußen in der 
Unterrichtsqualität und erheb-
licher Mehrarbeit für die Lehr-
kräfte kommt“, so Brand.

 < Sonderpädagogische  
Bildungs und Beratungs
zentren (SBBZ)

Das bedenklichste Umfrageer-
gebnis: Zum Schuljahresstart 
sind acht von zehn SBBZ deut-
lich unterversorgt (Versor-
gungsgrad von unter 90 Pro-
zent). Infolge der massiven Ver-
sorgungslücken können vier 
von zehn SBBZ den Regelbe-
trieb nicht aufrechterhalten 
und müssen auf Notbetrieb 
umstellen. Gerhard Brand: „So 
besorgniserregend die Ergeb-
nisse bisher waren, im Bereich 
der Sonderpädagogik sind sie 
schlicht nicht mehr vertretbar.“

Auch im Bereich der SBBZ be-
richten die Schulen, die den Re-
gelbetrieb aufrechterhalten 
können von harten Maßnah-

men: Über die Hälfte dieser 
SBBZ (54 Prozent) musste Klas-
sen zusammenlegen. Eine wei-
tere knappe Hälfte (46 Prozent) 
berichtet von Vertretungen 
durch Personen ohne Lehr-
amtsausbildung. Und noch-
mals 42 Prozent geben an, dass 
Unterricht ausfallen muss. 
„Ausgerechnet in dem hoch-
sensiblen Bereich der Sonder-
pädagogik sind die meisten 
Schulen weit von einem nor-
malen Schulalltag entfernt.  
Dabei erachten wir es als be-
sonders schwerwiegend, dass 
immer mehr Personen ohne 
Lehramtsausbildung zum Ein-
satz kommen. Gerade in der 
Sonderpädagogik benötigen 
wir hoch qualifiziertes Perso-
nal. Die jeweilige Art und 
Schwere der Beeinträchtigung 
der einzelnen Schülerinnen 
und Schüler muss im Unter-
richt eine medizinische, soziale 
und pädagogische Berücksich-
tigung finden. Dies können nur 
voll ausgebildete Sonderpäda-
goginnen und Sonderpädago-
gen leisten“, erklärt Brand.

 < Forderungen

Um weiteren Notbetrieb ab-
wenden und den Regelbetrieb 
mit dem vorhandenen Personal 
abdecken zu können, fordert 
über alle Schularten hinweg 
eine Mehrheit von 50 bis 60 
Prozent der Befragten den Ver-
zicht auf bildungspolitische 
Großprojekte wie Ganztag und 
Inklusion. Zudem formuliert 
schulartübergreifend eine 
überwältigende Mehrheit von 
80 bis 90 Prozent der Befragten 
einen klaren Wunsch: die Kon-
zentration auf das Kernge-
schäft, nämlich den Unterricht. 
Um wieder mehr Lehrkräfte ins 
System zu bekommen und den 
Beruf attraktiver zu machen, 
fordern die Schulleitungen die 
Bezahlung von Grundschullehr-
kräften nach A 13, kleinere 
Klassengrößen, eine Senkung 
der Deputate und insbesonde-
re im Bereich SBBZ den massi-
ven Ausbau der Studienkapazi-
täten. Gerhard Brand: „Dies 
sind Forderungen, für die der 
VBE seit Jahren kämpft. Der 

VBE ist nicht bereit, den herr-
schenden Mangel als neue 
Normalität zu akzeptieren und 
Qualitätsstandards aufzuge-
ben. Die heutigen Herausfor-
derungen, die zunehmende 
Heterogenität in der Schüler-
schaft und die massiven Lang-
zeitfolgen der Pandemie und 
Flüchtlingswellen, machen eine 
Reduzierung der Klassengrö-
ßen und Arbeitsbelastung drin-
gend notwendig. Ohne massi-
ve Investitionen und Anstren-
gungen im Bildungsbereich 
können wir die Qualität nicht 
halten.“

 < Andere Länder setzen  
andere Schwerpunkte

In NRW hat man eine Wende 
eingeleitet, um dem Lehrer-
mangel langfristig zu begeg-
nen. Wie NRW-Finanzminister 
Marcus Optendrenk (CDU) bei 
der Vorstellung des Nachtrags-
haushalts erklärte, soll die Be-
zahlung der Lehrkräfte, die 
noch nicht in der Besoldungs-
gruppe A 13 sind, ab dem 1. No-
vember des laufenden Jahres 
um 115 Euro im Monat steigen. 
Allerdings wird das Geld erst ab 
dem Januar 2023 auch auf den 
Konten der Lehrkräfte auftau-
chen, weil zunächst noch ein 
entsprechendes Besoldungsge-
setz auf den Weg gebracht wer-
den muss. Dann soll die Besol-
dung einmal im Jahr immer 
zum August um weitere 115 
Euro steigen. Zum 1. August 
2026 würden dann alle Lehr-
kräfte in die Besoldungsgruppe 
A 13 überführt. „Das bedeutet 
900 Millionen Euro, die das an 
Kosten auslöst.“ Neu angestell-
te Lehrer werden nicht sofort in 
die Besoldungsgruppe A 13 ein-
gruppiert, sondern werden je 
nach Arbeitsbeginn analog zu 
den Kolleginnen und Kollegen 
bezahlt, die jetzt schon Dienst 
tun.

Ministerpräsident Markus  
Söder hat angekündigt, dass in 
Bayern in der neuen Legislatur-
periode alle Lehrkräfte, die es 
bislang noch nicht sind, in die 
Besoldungsgruppe A 13 auf-
steigen. ©
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Digitalisierung, Fachkräfte-
mangel, Krisenbewältigung – 
den Zeichen der Zeit müsse 
man im öffentlichen Dienst mit 
einer gleichstellungsorientier-
ten Personalpolitik begegnen, 
erklärte Milanie Kreutz, Vorsit-
zende der dbb bundesfrauen-
vertretung, am 22. September 
2022 bei der Hauptversamm-
lung der dbb frauen in Stutt-
gart. „Die Grundvoraussetzung 
dafür ist eine vorausschauende 
und nachhaltige Gleichstel-
lungsgesetzgebung“, mahnte 
sie in Gegenwart von Finanz-
minister des Danyal Bayaz.  

Zu einer gleichstellungsorien-
tierten Personalpolitik gehört 
für Milanie Kreutz vor allem 
auch die Stärkung der Gleich-
stellungsbeauftragten durch 
gute Freistellungsmöglichkei-
ten, deren geregelte Einbin-
dung in Personalangelegenhei-
ten und eine angemessene 
Ausstattung mit finanziellen 
Mitteln. Bund und Länder seien 
hier gleichermaßen gefordert. 
„Wenn der öffentliche Dienst 
für Frauen weiterhin ein at-
traktiver Arbeitgeber sein 
möchte – das gilt natürlich 
auch für das Land Baden-Würt-
temberg – reicht es nicht, le-
diglich mobiles Arbeiten anzu-
bieten. In einer digitalen und 
dezentralen Arbeitswelt wer-
den familienfreundliche Rah-
menbedingen und ein ausge-
prägtes soziales Miteinander 
immer wichtiger. Auch hier 

müssen wir den Aspekt der 
Gleichstellung noch stärker be-
rücksichtigen. Bestehende Dis-
kriminierungspotenziale – bei-
spielsweise im Zuge der dienst-
lichen Beurteilung – müssen 
ausgehebelt werden“, betonte 
Kreutz. 

Die Evaluation des Chancen-
gleichheitsgesetzes in Baden-
Württemberg habe zudem ge-
zeigt, dass Frauen in kommu-
nalen Spitzenämtern und Füh-
rungspositionen nach wie vor 
unterrepräsentiert sind. „Füh-
rung braucht aber auch weibli-
che Führungskompetenz. Jetzt 
ist die Zeit, um die Vereinbar-
keit von Führungspositionen 
mit familiären Pflichten zu ver-

bessern. Wenn der Fachkräfte-
mangel sich verschärft – und 
das wird er – wird es dafür 
sonst zu spät sein“, machte 
Kreutz unmissverständlich klar.

BBW-Chef Kai Rosenberger for-
derte zudem, Führungspositio-
nen künftig auch in Teilzeit zu 
ermöglichen: „Was auf der Ar-
beitsebene schon lange mög-
lich ist, sollte auf der obersten 
Führungsebene auch endlich 
ankommen. Die Dienststellen-
leitung sollte auch in Teilzeit ar-
beiten dürfen. Führen in Tan-
dems ist ein wichtiger Baustein, 
um die Gleichstellung in der  
Arbeitswelt voranzubringen.“ 
Finanzminister Danyal Bayaz 
räumte in seinem Grußwort 

bestehende Rückstände bei der 
Frauenförderung im Landes-
dienst ein. „Wir müssen Klar-
text reden: Das Ziel ist, mehr 
Frauen in Führungspositionen 
zu bringen, und dieses Ziel ver-
fehlen wir zurzeit noch. So ehr-
lich sind wir.“ Doch für frei wer-
dende Führungspositionen sei 
das Thema Gleichstellung ein 
wichtiges Entscheidungskriteri-
um geworden. „Der wichtigste 
Beitrag für mehr Frauen in Füh-
rungspositionen ist die Verein-
barkeit von Familie und Beruf“, 
sagte Bayaz. 

Die Hauptversammlung der 
dbb bundesfrauenvertretung 
lieferte mit einer ambitionier-
ten Tagungsordnung für zwei 
Tage Sitzung viel Stoff und Dis-
kussionsthemen, die die Lan-
desfrauenvertretung des BBW 
aktuell beschäftigen und die 
diese zum Programm beige-
steuert haben.

Zunächst beschäftigten sich 
die Delegierten der Hauptver-
sammlung mit dem Gewerk-
schaftstag des dbb, der Ende 
November stattfindet. Außer 
einigen organisatorischen 
Punkten wurden auch noch 
wenige nachgereichte Anträge 
besprochen und nach einge-
hender Diskussion darüber ab-
gestimmt. 

Gast der Tagung war auch der 
dbb Bundesvorsitzende Ulrich 
Silberbach. 

Hauptversammlung der  
dbb bundesfrauenvertretung in Stuttgart

dbb frauen und BBW 
plädieren für eine  
zeitgemäße Gleich-
stellungsgesetzgebung

 < Finanzminister Danyal Bayaz mit der Vorsitzenden der dbb bundesfrau-
envertretung, Milanie Kreutz
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Er stellte sich für seine erneute 
Kandidatur als dbb Bundesvor-
sitzender vor. In seinem Gruß-
wort thematisierte er das Bür-
gergeld, das ab dem 1 Januar 
2023 kommt. Er wies darauf 
hin, dass das Bürgergeld höher 
ausfallen wird als der Verdienst 
in den Besoldungsgruppen 
A 5/A 6. Im Vergleich betrage 
das Bürgergeld für eine Familie 
mit zwei Kindern rund 1 600 
Euro und zusätzlich bekomme 
sie noch einen Heizkosten- und 
Mietzuschuss. Das Nettoein-
kommen in A 5/A 6 liege zwar 
auch bei circa 1 600 Euro, aller-
dings ohne irgendwelche Zu-
schüsse, erklärte Silberbach 
und warnte: „Damit wird das 
Abstandsgebot zur Sozialhilfe 
erneut verletzt und eine Unter-
alimentierung in den unteren 
Besoldungsgruppen manifes-
tiert.”

Der Bundesregierung hielt Sil-
berbach vor, sie nehme zwar 
den Fachkräftemangel für die 
Wirtschaft ernst, was der 
Fachkräftegipfel, der am  
9. September 2022 in Berlin 
stattfand, belege. Leider habe 
man in Regierungskreisen aber 
bislang noch keinen Personal-
mangelgipfel für den öffentli-
chen Dienst in Erwägung gezo-
gen. Dies zeige, dass sich das 
politische Interesse in Grenzen 
halte, auch die Probleme im 
öffentlichen Dienst anzuge-
hen. Dabei sei handeln drin-
gend geboten. Längst sei nicht 
mehr zu übersehen, dass zu-
nehmend mehr Beamtinnen 
und Beamte „dienstmüde“ ge-
worden in die Privatwirtschaft 
wechseln, da sie dort zumin-

dest besser bezahlt werden. 
Der Verdrängungswettbewerb 
mit der freien Wirtschaft habe 
deutlich zugenommen und 
verschärfe den Personalman-
gel im öffentlichen Dienst 
noch zusätzlich.

Der Gesamtanteil der weibli-
chen Delegierten am dbb  
Gewerkschaftstag liegt weit 
unter 30 Prozent. Das sei be-
dauerlich, waren sich die Dele-
gierten der Tagung einig. Einig 
waren sie sich auch darüber, 
dass die Bundesleitung des dbb 
darauf keinen Einfluss nehmen 
kann. Deshalb kamen die Frau-
envertreterinnen übereinstim-
mend zu dem Schluss: „Hier 
liegt der Ball im Feld der Fach-
gewerkschaften, die dafür zu 
sorgen haben, dass sich daran 
endlich etwas ändert.”  

Milanie Kreutz sprach in ihrem 
Lagebericht allen Teilnehme-
rinnen Mut zu, die anstehen-
den Krisen zu meistern. Von 
der Bundesregierung wie auch 
von den Arbeitgebern im öf-
fentlichen Dienst forderte sie 
eine Entlastung nach maßge-
schneiderten Grundsätzen und 
nicht nach dem Gießkannen-
prinzip. 

Ein gutes Beispiel für die Men-
toringarbeit der dbb bundes-
frauen lieferte Janine Dietz mit 
ihrem Vortrag zu Mental Load. 
Sie hat wohl jeder der anwe-
senden Frauen aufgezeigt, wie 
sie sich in ihrem System, ihrer 
Familie Aufgaben aufladen, die 
sehr wohl verteilt werden 
könnten. Und wie sich bei bes-
serer, überlegter Handhabung 
für alle Beteiligten mehr Zu-

friedenheit einstellt. Das vom 
BBW organisierte Rahmenpro-
gramm führte die Teilnehme-
rinnen und eine Handvoll Gäste 
auf den Rotenberg zur Grabka-
pelle der württembergischen 
Königin Katharina. Über ihr Le-
ben, ihr Wirken und die Spuren, 
die sie hinterlassen hat, wusste 
Ministerialdirektor Jörg Krauss, 
ein absoluter Katharina-Kenner, 
viel zu erzählen. 

BBW-Chef Rosenberger nutzte 
die Gelegenheit, für einen Ge-
dankenaustausch mit dem 
Amtschef des Finanzministeri-
ums Baden-Württemberg. Zur 
Sprache kamen die Probleme 
rund um die Energiekrise, die 
die Politik im Bund wie im Land 
gegenwärtig fordern. Gespro-
chen hat man auch noch ein-
mal über die Energiepreispau-
schale für Pensionäre. Krauss 

versicherte, Grüne und Christ-
demokraten seien sehr schnell 
übereingekommen, dass auch 
die Pensionäre ein Anrecht auf 
diese Entlastungsmaßnahme 
haben.

 Bei schönem Wetter genossen 
die Gesellschaft die großartige 
Umgebung und den weiten 
Blick vom Rotenberg. Mit ei-
nem Abendessen in der unmit-
telbaren Umgebung fand der 
Abend einen schönen Ausklang. 

Der 2. Tag der Tagung begann 
mit einer Podiumsdiskussion 
zum Thema: „Sexuelle Belästi-
gung am Arbeitsplatz – ein Ka-
valiersdelikt?“

Aufhänger hierzu war die öf-
fentliche Anhörung im Landtag 
zu einem Antrag der SPD Ba-
den-Würrtemberg.

 < BBW-Chef Kai Rosenberger mit Ministerialdirektor Jörg Krauss, dem 
Amtschef des baden-württembergischen Finanzministeriums

Fo
to

s:
 d

bb
 b

un
de

sf
ra

ue
nv

er
tr

et
un

g 
(4

)

 < Die Teilnehmerinnen der Podiumsdiskussion

 < BBW-Chef Kai Rosenberger
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Wahlberechtigt sind schwerbehinderte und gleichgestellte Beschäftigte

Die Wahlen der Schwerbehindertenver-
tretungen haben im Oktober begonnen 
Zwischen dem 1. Oktober und 
30. November 2022 werden 
bundesweit in allen Dienststel-
len und Betrieben die Schwer-
behindertenvertretungen neu 
gewählt. Die Amtsperiode dau-
ert vier Jahre.

Wahlberechtigt sind alle 
schwerbehinderten und gleich-
gestellten Beschäftigten der 
Dienststelle oder des Betriebs. 
Gewählt werden können auch 
nicht behinderte Beschäftigte, 
um sich als Vertrauensperson 
oder Stellvertretung für die be-
hinderten Kolleginnen und Kol-
legen zu engagieren.

Selbstverständlich nehmen 
auch Personal-/Betriebsräte 
die Interessen der schwerbe-
hinderten Beschäftigten in der 

Dienststelle/im Betrieb wahr. 
Auch diesen ist die Aufgabe 
übertragen, die Eingliederung 
und berufliche Entwicklung 
schwerbehinderter Menschen 
zu fördern und Maßnahmen zu 
deren beruflicher Förderung zu 
beantragen. Insbesondere ha-
ben sie darauf zu achten, dass 
schwerbehinderte Menschen 
nicht wegen ihrer Behinderung 
benachteiligt werden – weder 
bei der Einstellung noch im 
Rahmen des bestehenden Be-
schäftigungsverhältnisses und 
auch nicht bei dessen Beendi-
gung.

Während Personal- und Be-
triebsrat die Interessen aller 
Beschäftigten im Auge haben 
müssen, kümmert sich die 

Schwer-
behin-
derten-
vertre-
tung 
aus-
schließ-
lich um 
die spezi-
fischen 
Interes-

sen der behin-
derten und 
gleichgestellten 

Beschäftigten. 
Das Engagement 

zugunsten der 
schwerbehinderten 

Beschäftigten basiert 

auf umfassendes Spezialwis-
sen zu allen einschlägigen The-
men.

 > Die Schwerbehindertenver-
tretung setzt sich nicht nur 
für die Belange der schwer-
behinderten Menschen als 
Gruppe ein, sondern auch für 
jeden einzelnen Beschäftig-
ten, der behinderungsbe-
dingt Unterstützung benö-
tigt, und sorgt dafür, dass ge-
meinsam mit Personalrat/
Betriebsrat und Arbeitgeber 
an einer Lösung gearbeitet 
wird. Darüber hinaus nimmt 
die Schwerbehindertenver-
tretung Anregungen zur Ver-
besserung der Situation der 
schwerbehinderten Beschäf-
tigten – zum Beispiel zur  
Sicherstellung von Barriere-
freiheit – auf und verschafft 
ihnen die gebührende Auf-
merksamkeit.

 > Sie überwacht die Einhaltung 
bestehender Vorschriften in 
der Dienststelle/im Betrieb, 
die schwerbehinderte Be-
schäftigte betreffen. Das  
betrifft beispielsweise die Ar-
beitszeiten oder den beson-
deren Kündigungsschutz.

 > Sie sorgt für eine angemesse-
ne Ausstattung der Arbeits-
plätze der schwerbehinder-
ten Beschäftigten, zum Bei-
spiel durch Assistenzsysteme.

 > Und sie steht auch den 
schwerbehinderten und die-
sen gleichgestellten Beschäf-
tigten stets mit Rat und Tat 
zur Seite, beispielsweise bei 
Fragen zum Zusatzurlaub 
oder zur beruflichen Bildung 
und Entwicklung.

Der Einsatz der Schwerbehin-
dertenvertretung im Zusam-
menspiel mit dem Personal-/
Betriebsrat war für Menschen, 
deren Leistungskraft einge-
schränkt ist, seit eh und je sehr 
wichtig. In Zeiten von Leis-
tungsverdichtung, steigenden 
Anforderungen und Verände-
rung der Berufsbilder gewin-
nen die Arbeit und das Engage-
ment von Schwerbehinderten-
vertretungen noch zunehmend 
an Bedeutung. Eine engagierte 
Schwerbehindertenvertretung 
kann viel bewirken, sowohl bei 
drohendem Verlust des Ar-
beitsplatzes, aber auch bei der 
Gestaltung der Beschäfti-
gungsbedingungen. 

Deshalb appelliert der BBW an 
alle Wahlberechtigten: „Geben 
Sie ‚Ihrer‘ Schwerbehinderten-
vertretung Ihre Stimme und 
damit zugleich ein starkes 
Mandat für die Verhandlungen 
mit dem Arbeitgeber.“

Mehr Informationen unter: 
www.dbb.de 

Zu dem Teilnehmerkreis gehör-
ten die frauenpolitischen Spre-
cherinnen Stefanie Seemann 
(Bündnis 90/Die Grünen),  
Isabell Huber (CDU), Dorothea 
Kliche-Behnke (SPD), Alena 
Trauschel (FDP) und die stell-
vertretende Vorsitzende des 
Landesfrauenrats Baden-Würt-
temberg, Verena Hahn. Mode-

riert wurde das Thema durch 
Milanie Kreutz und zum Teil-
nehmerkreis gehörte auch Hei-
di Deuschle, die als Expertin 
des BBW bereits in der Anhö-
rung im Landtag geladen war.

Im Rahmen der Diskussion 
wurden Handlungsempfehlun-
gen und Lösungsansätze her-

ausgearbeitet wie mit Vorfäl-
len sexualisierter Gewalt um-
zugehen ist. Der klare Tenor  
aller Diskussionsteilnehmerin-
nen war, dass gegenüber der-
artigen Übergriffen eine „Null-
Toleranz-Kultur“ gelebt wer-
den muss. Nach dieser lebhaf-
ten Podiumsdiskussion folgte 
die Vorstellung von Volker  

Geyer, der für ein Hauptamt in 
der dbb Bundesleitung kandi-
diert. 

Im Anschluss daran gab es Be-
richte zu Arbeitskreisen inner-
halb der Hauptversammlung 
und aus den Landesbünden be-
ziehungsweise Fachgewerk-
schaften.  
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Digitale Bildungsplattform 

Philologenverband begrüßt baldigen Start
Der Philologenverband Ba-
den-Württemberg (PhV BW) 
begrüßt den vom Kultusmi-
nisterium angekündigten bal-
digen Start des „Digitalen 
Lehrerarbeitsplatzes" und die 
Entscheidung gegen eine 
langwierige europaweite Aus-
schreibung. Zugleich regt er 
an, dass im Sinne von Daten-
schutz, Verbraucherbildung 
und digitaler Souveränität Bil-
dungsplattform-Module vom 
Land auf eigenen Servern be-
trieben werden sollten. „Wir 
freuen uns, dass das Kultus-

ministerium (KM) den baden-
württembergischen Lehrkräf-
ten jetzt für Frühjahr 2023 ein 
dienstliches E-Mail-Postfach 
in Aussicht stellt – gut 50 Jah-
re nach Erfindung der E-Mail 
und mehr als 30 Jahre nach 
Einführung des Internets für 
alle“, kommentiert Ralf Scholl, 
der PhV-Landesvorsitzende, 
die entsprechende Meldung 
der Badischen Neuesten 
Nachrichten vom 25. Septem-
ber 2022. Der angekündigte 
digitale Lehrerarbeitsplatz 
soll neben E-Mail auch Cloud-

Speicher und Online-Büroan-
wendungen umfassen.

„Wir freuen uns auch, dass 
das Ministerium unseren Vor-
schlag aufgegriffen hat, an-
stelle einer europaweiten 
Ausschreibung den Auftrag 
per Direktvergabe an Data-
port, eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, zu verge-
ben. Der Verzicht auf die ur-
sprünglich geplante, europa-
weite Ausschreibung des di-
gitalen Lehrerarbeitsplatzes 
hat eine weitere Verzögerung 

um bis zu zwei Jahren ver-
mieden,“ so Ralf Scholl. Der 
PhV BW hatte im Sinne der 
digitalen Souveränität mehr-
fach den Eigenbetrieb der Bil-
dungsplattform durch das 
Land gefordert, damit diese 
schnell und datenschutzkon-
form um die notwendigen 
Module erweitert werden 
kann. Diese Forderung  
wird vom breiten Aktions-
bündnis „Unsere digitale 
Schule“ unterstützt  
(siehe www.unsere- 
digitale.schule/). 
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Kurz notiert
 < Neu im Amt:  

Wissenschaftsministerin 
Petra Olschowski und 
Staatssekretär Arne Braun 

Der Landtag hat Petra Ol-
schowski als neue Wissen-
schaftsministerin bestätigt. 
Neuer Staatssekretär im Wis-
senschaftsministerium ist der 
bisherige Regierungssprecher 
Arne Braun. Der Landtag von 
Baden-Württemberg hat der 
Ernennung am 28. September 
2022 zugestimmt. 

Die neue Ministerin für Wis-
senschaft, Forschung und 
Kunst wurde in der Plenarsit-
zung vereidigt Sie tritt die 
Nachfolge von Theresia Bauer 
an, die ihr Amt nach elf Jahren 
abgab, weil sie als Oberbürger-
meisterin in Heidelberg kandi-
diert. 

Staatssekretär Arne Braun er-
hielt seine Ernennungsurkunde 
von Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann und tritt sein 
Amt ebenfalls unmittelbar an. 
„Ob Pandemie, Klimawandel 
oder Transformation der Wirt-
schaft: Unsere Gesellschaft ist 
heute mit einer Vielzahl von 
Herausforderungen konfron-
tiert, die wir nur mithilfe von 
Wissenschaft und Forschung 
lösen können. Hier werden die 
Antworten für die Zukunft er-
arbeitet. Deshalb kommt gera-
de der Bildung von jungen 
Menschen an unseren Hoch-
schulen besondere Bedeutung 
zu. Auch um den Wandel in der 
Gesellschaft erfolgreich zu 
meistern, braucht es die Wis-
senschaft – wie auch die 
Kunst“, sagte Ministerin Petra 
Olschowski nach ihrer Vereidi-
gung in Stuttgart. 

 < Kooperation mit  
Kalifornien bei  
Cybersicherheit und  
Open Data

Baden-Württemberg und Kali-
fornien haben eine Absichtser-
klärung zur Festigung der Zu-

sammenarbeit und Stärkung 
der gemeinsamen Partner-
schaft in Sachen Cybersicher-
heit und Open Data unter-
zeichnet.

„Die Bedrohung in der digita-
len Welt steigt stetig und stark 
an. Wir haben deshalb die Cy-
bersicherheit zu einem Top-
thema gemacht. Die Heraus-
forderungen bei der Cybersi-
cherheit kann niemand allein 
lösen – denn Cyberangriffe 
kennen keine Grenzen. Wir 
brauchen gemeinsame, grenz-
überscheitende Bündnisse für 
eine leistungsfähige und nach-
haltige Cybersicherheitsarchi-
tektur, auch staatsübergrei-
fend“, sagte der stellvertreten-
de Ministerpräsident und In-
nenminister Thomas Strobl an-
lässlich der Unterzeichnung 
des Letter of Intent zur Stär-
kung der gemeinsamen Part-
nerschaft in Sachen Cybersi-
cherheit und Open Data zwi-
schen dem Bundesstaat Kali-
fornien und dem Land Baden-
Württemberg. 

 < Land fördert Forschungs 
und Nachwuchskolleg

Das Land fördert ab 2023 ein 
neues Forschungs- und Nach-
wuchskolleg an Pädagogischen 
Hochschulen. Mit diesem bun-
desweit einzigartigen Kolleg 
sollen der wissenschaftliche 
Nachwuchs gefördert und 
künftige Lehrerinnen und Leh-
rer beim Thema Digitalisierung 
gestärkt werden.

Zur Förderung des bildungswis-
senschaftlichen Nachwuchses 
und künftiger Lehrerinnen und 
Lehrer beim Thema Digitalisie-

rung hat das Ministerium für 
Wissenschaft, Forschung und 
Kunst ein neues Forschungs- 
und Nachwuchskolleg (FuN) 
ausgeschrieben. Es trägt den 
Titel „Digitalisierung: Bildung – 
Professionalität – Unterricht“, 
hat ein Fördervolumen von 
rund 4,8 Millionen Euro und soll 
2023 an den Start gehen.  

 < Vernetzung der  
Gleichstellungsarbeit 

Staatssekretärin Dr. Ute Leidig 
ist am 4. Oktober 2022 mit den 
Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten der Stadt- und 
Landkreise sowie der Gemein-
den zu einem Vernetzungstref-
fen in Stuttgart zusammenge-
kommen. Es war das erste Prä-
senz-Treffen seit Ausbruch der 
Coronapandemie und das erste 
Treffen gemeinsam mit der 
neuen Vernetzungsstelle, die 
das Ministerium für Soziales, 
Gesundheit und Integration 
neu geschaffen hat, um die Ar-
beit im Land und in den Kom-
munen stärker zu koordinieren 
und voranzutreiben. Zudem 
fördert das Land die Arbeit der 
kommunalen Gleichstellungs-
beauftragten mit jährlich rund 
1,7 Millionen Euro. „Die Arbeit 
der Frauen- und Gleichstel-
lungbeauftragten in den Kom-
munen ist ein wichtiger Anker, 
um die Geschlechtergerechtig-
keit in die Fläche des Landes zu 
bringen“, sagte Dr. Ute Leidig. 
„Daher stärken wir die Gleich-
stellungsarbeit in den Kommu-
nen weiter, unter anderem 
durch gezielte Fortbildungs-
konzepte für Führungskräfte 
und die Frauenbeauftragten.“

In der gemeinsamen Diskussi-
on hatten die Gleichstel-

lungsbeauftragten 
Gelegenheit zum 

Austausch über 
ihre tägliche Ar-
beit. Von be-
sonderem Inte-
resse war für 
die Teilneh-
menden vor al-

lem die Weiterentwicklung des 
Chancengleichheitsgesetzes 
und die ressortübergreifende 
Gleichstellungsstrategie der 
Landesregierung, aber auch ak-
tuelle Themen wie die Berück-
sichtigung des Dritten Ge-
schlechts in der Gleichstel-
lungsarbeit. 

 < Neue stellvertretende 
Leitungsfunktionen  
bei der Polizei Baden 
Württemberg

Eine hochrangige Polizeibeam-
tin und vier hochrangige Poli-
zeibeamte wurden von Innen-
staatssekretär Wilfried Klenk 
mit der stellvertretenden Lei-
tung der Polizeipräsidien Kons-
tanz, Offenburg, Pforzheim, 
Ravensburg und Stuttgart be-
traut. Damit erhalten die 
Dienststellen, deren Stellver-
treterposten aktuell vakant 
waren, neues Führungsperso-
nal an der Spitze. „Es freut 
mich sehr, dass diese wichtigen 
Führungspositionen damit 
wieder schnell besetzt werden. 
Die neuen stellvertretenden 
Dienststellenleitungen sind 
aufgrund ihrer Persönlichkeit 
und ihrer Fachkompetenz für 
ihre neue Aufgabe bestens ge-
eignet“, hob Innenstaatssekre-
tär Wilfried Klenk bei der Ein-
weisung der Beamtin und der 
Beamten in die neuen Ämter 
im Ministerium des Inneren, 
für Digitalisierung und Kom-
munen hervor.

Die stellvertretende Leiterin 
und die stellvertretenden Lei-
ter sind in die wesentlichen 
Führungsprozesse der Polizei-
präsidien eingebunden und 
übernehmen die Vertretung 
des jeweiligen Präsidenten. In 
den regionalen Polizeipräsidien 
sind sie zugleich auch mit einer 
zusätzlichen Leitungsfunktion 
einer Organisationseinheit wie 
einem Führungs- und Einsatz-
stab, einer Schutzpolizeidirek-
tion oder einer Kriminalpolizei-
direktion betraut. 
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Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über  
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.
Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.
Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter  
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.

Altersvielfalt ist ein Thema für 
alle Arbeitsebenen. Wir leben in 
den Organisationen aktuell mit 
einem Generationenmix. Es tref-
fen sich Babyboomer mit Gene-
ration X, Y und Z. Ständig wer-
den die Karten neu gemischt. 
Eine größere Altersspanne bringt 
Menschen mit unterschiedlichen 
Lebensentwürfen, Ideen, Zielen 
und Arbeitseinstellungen zusam-
men. Wie kann das gut werden? 
Was, wenn sich die einen nicht 
mehr anpassen wollen? Welche 
Arbeitsplätze eignen sich für 
welches Alter? Wie profitieren 
alle voneinander?

Wir werden uns zu Fachleuten 
unseres eigenen Spektrums 
entwickeln, aber auch sehen, 
wie sich heterogene Arbeits-
gruppen gut entwickeln lassen. 
Seien Sie gespannt. Sie dürfen 
eine vielfältige, überraschende 
Fortbildung erwarten.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

n

Rhetorik
Seminar B197 CH  
vom 20. bis 21. November 2022 
in Karlsruhe.

Dieses Seminar richtet sich an 
Kolleginnen und Kollegen, die – 
sowohl im Beruf als auch zum 
Beispiel im Ehrenamt – vor  
größerem Publikum Vorträge 
halten müssen. Dabei werden 
neben dem Erlernen der Grund-
sätze und Regeln für gute Re-
den auch praktische Übungen 
durchgeführt und von einem 
erfahrenen Rhetoriktrainer ana-
lysiert. Aber nicht nur die „freie 
Rede“, sondern auch eine pro-
fessionelle Vorbereitung des 
Vortrags sollen bei diesem Se-
minar erlangt werden. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

Über unser Seminarangebot  
hinaus bieten wir auch die 
Möglichkeit, über „Voucher“ 
Seminare der dbb akademie zu 
buchen. Mit diesen Gutschei-
nen besteht die Möglichkeit, 
vergünstigt an Seminaren des 
offenen Programms der dbb 
akademie teilzunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka-
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe „Q“ 
vor der Seminarnummer) und 
fragen dann beim BBW nach, ob 
für diese Veranstaltung Voucher 

zur Verfügung stehen. Unab-
hängig von dem im Seminar-
programm veröffentlichten 
Teilnehmer betrag verringert sich 
dieser durch die Inanspruchnah-
me des Vouchers auf 146 Euro.  
Mit diesem neuen Angebot wol-
len wir unseren Mitgliedern die 
Möglichkeit einräumen, zu ver-
günstigten Teilnehmergebühren 
von dem vielseitigen Seminaran-
gebot der dbb akademie Ge-
brauch zu machen. 

Seminare, die die Mindestteil-
nehmerzahl nicht erreichen, 
werden spätestens vier Wochen 
vor dem geplanten Seminarter-
min abgesagt. Daher wird emp-
fohlen, sich zeitnah für die ge-
wünschten Seminare anzumel-
den. Darüber hinaus verweisen 
wir auf die weiteren von der 
dbb akademie angebotenen 
Seminare, die Sie im Internet 
unter www.dbbakademie.de 
finden.

Die vorgestellen Seminare er-
füllen gegebenenfalls die Vor-
aussetzungen zur Freistellung 
nach dem Bildungszeitgesetz 
Baden-Württemberg (BzG BW), 
sofern die Inhalte entweder zur 
beruflichen oder zur ehrenamt-
lichen Weiterbildung des/der 
jeweiligen Teilnehmers/Teil-
nehmerin infrage kommen.

Seminarangebote im Jahr 2022
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 2022 
folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

Balance und innere Stärke
Seminar B224 CH  
vom 13. bis 15. Oktober 2022  
in Baiersbronn.

Leichter arbeiten und  
leben mit Achtsamkeit

Das Seminar setzt an der Stelle 
an, wo wir uns häufig fragen, wie 
es weitergehen soll? Wir schauen 
nach innen, zu den eigenen Her-
ausforderungen und den mögli-
chen Lösungen. Sie kommen mit 
Ihren Themen dran. Mutiger, weil 
achtsam sicherer, gehen Sie Ihre 
Fragen und Herausforderungen 
in der Arbeit an. Gute Lösungen 
setzen ein Interesse an Entwick-
lungen voraus. Diesen Weg ge-
hen wir beim Seminar. Melden 
Sie sich an und lassen sich in-
spirieren, auch in der wundervol-
len Natur des Schwarzwaldes.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 194 Euro

n

Frauenpolitik
Seminar B305 CH  
vom 2. bis 4. November 2022  
in Baiersbronn.

Dieses Seminar richtet sich an 
die Frauenvertreterinnen der 
Fachorganisationen im BBW. Im 
Mittelpunkt steht, neben aktu-
ellen Informationen zum The-
ma, die Optimierung der ehren-
amtlichen Arbeit für die Kolle-
ginnen im öffentlichen Dienst.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 194 Euro

n

Schöne neue Arbeitswelt
Seminar B210 CH  
vom 12. bis 14. November 2022 
in Fulda.

Erfahrene Hasen und junges 
Gemüse – wie geht genera
tionengerechtes Arbeiten? 
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Der Beamtenbund:
Spitze für den öffentlichen Dienst.

Der BBW – Beamtenbund Tarifunion ist die starke
Gewerkschaftsvertretung für Ihre Interessen und 
Ihre Rechte. Solidarisch, kompetent und erfolgreich.
Werden Sie jetzt Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft
– wie mehr als 140.000 Beamte und Tarifbeschäftigte
im Südwesten.

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . Telefax 0711/16876 -76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de . Internet www.bbw.dbb.de

BBW – weil Stärke zählt.
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